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Regulatorische Maßnahmen 

 

Die Landesregierung sieht daher gesetzgeberischen Handlungsbedarf insbesondere 

im Bereich des Urheberrechts und im Medienrecht. 

 

Das Urheberrecht muss so angepasst werden, dass faire und praktisch 

durchsetzbare Vergütungsansprüche für die Nutzung von Inhalten im Bereich der 

Künstlichen Intelligenz zu schaffen sind, die den heimischen Medien auch im 

Zeitalter von KI die Grundlage ihrer Refinanzierung sichern. Die Gesetzgebungs-

kompetenz für das Urheberrecht liegt auf nationaler Ebene zwar beim Bund (Art. 73 

Abs. 1 Ziff. 9 GG). Den maßgeblichen Rahmen für die nationalen Urheberrechte setzt 

dabei jedoch mittlerweile das europäische Recht. Vor allem gibt die DSM-Richtlinie 

(Directive on Copyright in the Digital Single Market) den Rahmen für die Umsetzung 

im nationalen Recht vor. 

 

Aufgrund dieser gesetzgeberischen Kompetenzebenen hat die Landesregierung die 

Forderung nach einer zeitgemäßen Regulierung von Künstlicher Intelligenz im 

Urheberrecht gemeinsam mit den anderen Bundesländern im Jahr 2025 über die 

Rundfunkkommission der Länder in einem sowohl an den Bundes- als auch den EU-

Gesetzgeber gerichteten Beschluss formuliert und diese zu gesetzgeberischen 

Maßnahmen aufgefordert. Gefordert wird die Einführung eines gesetzlichen 

Vergütungsanspruchs für die Nutzung von Inhalten für das Training von Künstlicher 

Intelligenz, damit sich journalistische Angebote auch künftig refinanzieren können. 

Außerdem fordert der Beschluss eine Schärfung der Transparenzvorschriften für KI-

Anbieter über die in Art. 53 Abs. 1 lit. d) KI-Verordnung vorgesehene „hinreichend 

detaillierte“ Zusammenfassung zu den verwendeten Inhalten hinaus, um die 

praktische Durchsetzung urheber- und leistungsschutzrechtlicher Ansprüche 

deutlich zu verbessern. Die Länder haben in dem Beschluss sowohl den Bundes- als 

auch den Unionsgesetzgeber aufgefordert, zeitnah Vorschläge zu einer Anpassung 

der urheberrechtlichen Rahmenbedingungen entsprechend der Forderungen der 

Länder und somit auch entsprechend der Forderungen der genannten 

Presseverbände und Rundfunkveranstalter vorzulegen. 

 

Neben dem in der Verantwortung des EU- und Bundesgesetzgebers stehenden 

Urheberrechtes ist aus Sicht der Landesregierung auch eine Anpassung des 

medienregulatorischen Rahmens erforderlich. Mit dem Gesetzgebungsvorhaben des 

Digitale-Medien-Staatsvertrags Teil 2 wollen die Länder gezielt auch KI-Angebote als 

Medien- und meinungsrelevante Angebote in den Blick und die Verantwortung 

nehmen. 

 

Mögliche spezifisch medienregulatorische Maßnahmen und Instrumente im Bereich 

von KI-Angeboten, sind etwa verpflichtende Quellenangaben und Quellen-

verlinkungen für KI-Angebote. Diese können zu einer höheren Sichtbarkeit und 

Auffindbarkeit von journalistisch-redaktionellen Angeboten führen.  
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